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Stellungnahme 

zum 
Referentenentwurf des BMFSFJ und des BMI „Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung von Maßnahmen zur Demokratieförderung, Vielfaltgestaltung, 
Extremismusprävention und politischen Bildung (Demokratie-
fördergesetz – DFördG)“ (Stand 26.09.2022)  
 

Die Deutsche Sportjugend (dsj) und der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) begrüßen das Vorhaben der 
Bundesregierung, mit einem Demokratiefördergesetz Maßnahmen im Bereich der Demokratieförderung, 
der Vielfaltgestaltung, der Extremismusprävention und der politischen Bildung abzusichern. Damit kommt 
die Bundesregierung ihrer Verpflichtung für den Schutz, die Gestaltung und die Stärkung der Demokratie auf 
gesetzlicher Grundlage nach und entspricht damit den Forderungen vieler zivilgesellschaftlicher Träger. dsj 
und DOSB bedanken sich für die Beteiligung im Rahmen des Konsultationsverfahrens des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und des Bundesministeriums des Innern und 
für Heimat zum vorliegenden Referentenentwurf „Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von Maßnahmen zur 
Demokratieförderung, Vielfaltgestaltung, Extremismusprävention und politischen Bildung“ (DFördG) und 
nehmen im Folgenden dazu Stellung. 

 

I. Einleitung 

Ein Demokratiefördergesetz bietet die Chance, Sportvereine und Zuschauersport als Orte der Begegnung 
und der konkreten Demokratiebildung durch Partizipation, Teilhabe und Vielfalt zu stärken – für Sport, 
Gesundheit, Bewegungsfreundlichkeit, Gemeinschaft, junges Engagement und eine starke Demokratie. 
Dafür sollten sich die Regelungsinhalte eines Demokratiefördergesetzes vor allem an folgenden Punkten 
orientieren:  

1. Sportverbände und -vereine als Adressatinnen eines Demokratiefördergesetzes verstehen 
2. Passgenaue Strukturen für Demokratie- und Jugendbildung im organisierten Sport langfristig stärken 
3. Autonomie der Zivilgesellschaft wahren und vertrauensbasierte Zusammenarbeit vorsehen 
4. Spezifische Fokusgruppen im Kontext der Integration und Rassismus betrachten 
5. Den organisierten Sport bei der Umsetzung des DFördG (Entwicklung Förderrichtlinien) einbeziehen 

Der organisierte Sport ist Teil der Zivilgesellschaft, die Vielfalt und demokratische Werte jeden Tag verteidigt 
und sich für den gesellschaftlichen Zusammenhalt einsetzt. Er stärkt die Demokratie von innen heraus und 
stellt sich gegen antidemokratische Haltungen und Handlungen. 
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II. Rückmeldung zum Referentenentwurf DFördG im Allgemeinen 

1. Sportverbände und -vereine als Adressatinnen eines Demokratiefördergesetzes verstehen 
Der gemeinnützige, organisierte Sport ist größter zivilgesellschaftlicher Akteur mit rund 27 Mio. 
Mitgliedschaften und 8,7 Mio. ehrenamtlich und freiwillig Engagierten in rund 87.000 Sportvereinen. Er fußt 
auf demokratischen sowie kinder- und menschenrechtsbasierten Werten, die tagtäglich gelebt und innerhalb 
der Strukturen des organisierten Sports vermittelt werden. Die Dachverbände des organisierten Sportes mit 
ihren Mitgliedsorganisationen und deren Untergliederungen setzen sich aktiv für eine vorurteilsarme 
Begegnung von Menschen ein, stellt Beteiligungsräume zur Verfügung und tritt jeglicher Art von Hass, 
Gewalt, Hetze, Diskriminierung und Benachteiligung entgegen.  
So sind Sportvereine nicht nur Orte der Bewegung, sondern sie gestalten Sozialräume und stärken die 
Zivilgesellschaft, als deren elementarer Teil sie idealerweise vielfältige Formen von Demokratiebildung 
strukturell umsetzen. Es fehlt Sportvereinen und -verbänden bei ihrer demokratiestärkenden Arbeit 
allerdings häufig die professionelle Unterstützung, Begleitung und Vernetzungi. Das DFördG sollte hier 
unterstützende Grundlage sein und die existierenden Strukturen, die in weiten Teilen von ehrenamtlichem 
Engagement geprägt sind, nicht überfordern. Bestehende, gut funktionierende Förderstrukturen, auch im 
Sport, sollten durch die neue fördergesetzliche Regelung gestärkt werden (z.B. Zusammenhalt d. Teilhabe, 
Demokratie leben!, Integration d. Sport). Der Ausbau und die langfristige Absicherung bisheriger Förder-
aktivitäten und bestehender Programme sollte sich aus unserer Sicht zukünftig auch auf das im 
Koalitionsvertrag festgeschriebene Bundesprogramm gegen Rechtsextremismus und Menschen-
feindlichkeit im Sportii erstrecken. 
 

2. Passgenaue Strukturen für Demokratie- und Jugendbildung im organ. Sport langfristig stärken 
Das neue Demokratiefördergesetz sollte sich – bei aller gebotenen Abgrenzung von ressortbezogenen 
Förderbereichen und facheigenen Systemlogiken – immer auch als Demokratiebildungsgesetz verstehen 
sowie ermöglichen, dass das Recht auf politische Bildung verbindlicher eingelöst und stärker verankert wird. 
Der strategische Ansatz muss weg von kurzer Projektförderung im Feld der Demokratie- und Jugendbildung 
im organisierten Sport hin zu langfristiger und dementsprechend nachhaltiger Förderung führen. Diese ist 
Voraussetzung dafür, dass Maßnahmen Wirkung entfalten können und an der Basis ankommen. Das gilt 
umso mehr, als dass häufig Ehrenamtliche vor Ort qualifiziert werden müssen. Für eine erfolgreiche Bildungs- 
und Präventionsarbeit sind ein langer Atem und Planungssicherheit in der Förderperspektive absolut 
essenziell und entscheidend.  
Insbesondere die außerschulische Jugendbildung übernimmt zentrale Aufgaben des Engagements für 
demokratische Werte sowie einer gelebten Vielfalt. Die hier tätigen, häufig von Ehrenamtlichkeit geprägten 
Sportorganisationen, benötigen fachliche Unterstützung, Fortbildungen und Schulungen, Vernetzungs- und 
Beratungsmöglichkeiten sowie ein bürokratiearmes Antragswesen. Die dsj hält vor dem Hintergrund dieser 
Bedarfslage an ihrer bereits vor der Bundestagswahl kommunizierten Forderung fest, eine aus 
Bundesmitteln geförderte Stabsstelle „Demokratiestärkung und Politische Bildung im Sport“ bei der dsj 
einzurichten. Gleichzeitig benötigen die Sportvereine und -verbände Vertrauen: Das DFördG sollte 
ermöglichen, dass der Sport beispielsweise im Bundesfreiwilligendienst die politische Bildung seiner 
Freiwilligen selbst durchführen kann. Demokratiebildung muss Aufgabe der Jugendverbände bleiben bzw. 
werden. Die Sportjugenden als Sport- und Jugendverbände sind dabei schon jetzt Werkstätten der 
Demokratie.  
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Die dsj sieht die Stärkung von Demokratie an dieser Stelle ausdrücklich nicht auf Extremismusprävention 
reduziert. Es geht im Kern darum, insbesondere junge Menschen zu befähigen und in ihrer Selbstwirksamkeit 
zu stärken, damit sie ihr Recht auf Mitsprache und Mitgestaltung in allen gesellschaftlichen Bereichen, 
insbesondere in ihren Sportvereinen, wahrnehmen können. Ziel muss es sein, Sportstrukturen so zu 
unterstützen, dass sie Teilhabe und demokratische Partizipation für alle ermöglichen können. Eine solche 
Stärkung zahlt auf gesamtgesellschaftliches Engagement ein und wirkt über das Handlungsfeld des Sports 
hinaus. 
 

3. Autonomie der Zivilgesellschaft wahren und vertrauensbasierte Zusammenarbeit vorsehen 
Die deutsche Zivilgesellschaft ist außerordentlich vielfältig und durch individuelle und gesellschaftliche 
Autonomie und Selbstorganisation gekennzeichnet. Diese gilt es zu wahren, da hierin gerade die Kraft der 
Zivilgesellschaft liegt. Mit dem Demokratiefördergesetz sollte eine rechtliche Grundlage für eine 
verbindliche, auf dem Subsidiaritätsprinzip fußende Förderung von zivilgesellschaftlichem Engagement in 
den Bereichen Demokratieförderung, Extremismusprävention und Vielfaltgestaltung geschaffen werden, um 
die Zivilgesellschaft handlungsfähig bzw. handlungsfähiger zu machen. Das DFördG sollte dabei die 
Unterstützung solcher eigenständigen zivilgesellschaftlichen Verbände und Organisationen fokussieren, die 
bereits seit vielen Jahren bedeutende Arbeit im Themenfeld leisten oder sich zukünftig verstärkt dieser 
Arbeit widmen möchten. Diese zivilgesellschaftlichen Verbände greifen oft auf gewachsene Strukturen 
zurück, die auf Mitgliederengagement basieren und in der Breite wirken können. 
Wesentlich ist zudem eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Zivilgesellschaft und staatlichen 
Institutionen. Es sollte sichergestellt sein, dass die Gemeinnützigkeit von Vereinen und Organisationen auch 
bei der Befassung mit politischen Projektthemen (Stellungnahmen, Fachveranstaltungen) stets ungefährdet 
bleibt, und mehr noch, dass ein solches Gesetz eine solche selbstständige Befassung mit 
gesellschaftspolitisch relevanten, aktuellen Themen wohlwollend fördert. Es geht um Befähigung und nicht 
um Kontrolle im Sinne einer reinen ökonomischen Nutzbarkeitsrechnung oder Förderung ausschließlich 
unter einem Innovationsparadigma. 
 

4. Spezifische Fokusgruppen im Kontext der Integration und Rassismus betrachten 
Beteiligungschancen von spezifischen Fokusgruppen zu ermöglichen, fördert konkret die gesellschaftliche 
Teilhabe und Partizipation sowie das Empowerment. Die Vielfaltsgestaltung ist damit ein Mehrwert für die 
gesamte Gesellschaft. Zugleich erfordert dieser Prozess eine Auseinandersetzung mit Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung, auch im Sport. Vorurteilsbewusstes und antidiskriminierendes 
Handeln und damit die Anerkennung der Gleichwertigkeit aller Mitglieder der Gesellschaft sind 
Voraussetzungen für die Entwicklung und Stärkung der Demokratie und einem demokratischen Miteinander 
im Sport. Hierzu braucht es konkret bedarfsgerechte Beratungen sowie Projekte zur interkulturellen Öffnung 
und Sensibilisierung. 
 

5. Den organisierten Sport bei der Umsetzung des DFördG (Entwicklung Förderrichtlinien) einbeziehen 
Die dsj und der DOSB begrüßen die im Gesetzesentwurf festgehaltene Beteiligung der Zivilgesellschaft bei 
der Entwicklung von Förderrichtlinien. Dies ist für den Erfolg der Maßnahmen unabdingbar, denn der 
organisierte Sport ist Experte für die Eigenlogiken seiner Strukturen und somit bei der Entwicklung von 
Förderrichtlinien einzubeziehen. 
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III. Anhang: Rückmeldung zum Referentenentwurf DFördG im Einzelnen 

 Zu den einzelnen Artikeln (Begründung siehe jeweils unten): 

- § 2 Gegenstand der Maßnahmen 

„Gegenstand der Maßnahmen sind insbesondere  

2. die Förderung des Verständnisses für politische Sachverhalte und die Stärkung der Bereitschaft zur 
politischen Mitarbeit durch Maßnahmen der politischen Bildung,“ 

Wir bitten um Ergänzung (Unterstreichung im Text):  
„2. die Förderung des Verständnisses für politische Sachverhalte, die Stärkung der Bereitschaft zur 
politischen Mitarbeit durch Maßnahmen der politischen Bildung und die Stärkung demokratiebildender 
Strukturen der Zivilgesellschaft, …“  

 
„5. die Stärkung und Förderung des Wissenstransfers, der Qualifizierung sowie der Vernetzung der Träger der 
Maßnahmen in den Bereichen Demokratieförderung, Vielfaltgestaltung, Extremismusprävention und 
politische Bildung,“ 

Wir bitten um Ergänzung (Unterstreichung im Text):  
5. die Stärkung und Förderung des Wissenstransfers, der Forschung und des Monitorings, der Qualifizierung 
sowie der Vernetzung der Träger der Maßnahmen in den Bereichen Demokratieförderung, 
Vielfaltgestaltung, Extremismusprävention und politische Bildung,“ 

 

- § 4 Förderung von Maßnahmen Dritter 

„(1) Der Bund fördert Maßnahmen Dritter nach diesem Gesetz, sofern sie von überregionaler Bedeutung sind 
und ein erhebliches Bundesinteresse besteht. Hierzugehören insbesondere auch auf einen längeren Zeitraum 
angelegte Maßnahmen.  

(2) Ein Rechtsanspruch auf Förderung wird durch dieses Gesetz nicht begründet. Die jeweils zuständige 
Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.  

(3) Die zuständigen obersten Bundesbehörden erlassen Richtlinien, die die näheren Einzelheiten der 
Förderung regeln (Förderrichtlinien). Zuvor soll die Zivilgesellschaft in geeigneter Form beteiligt werden.“ 

Wir bitten um Änderung in Absatz 3: 
„Zuvor wird die Zivilgesellschaft in geeigneter Form beteiligt.“ 
 
Wir bitten zudem um Ergänzung eines Absatzes (4):  
„(4) Das Subsidiaritätsprinzip und die Autonomie der Zivilgesellschaft wird mit der Förderung gewahrt.“  
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- § 8 Wissenschaftliche Begleitung und Berichterstattung 

„(1) Die nach diesem Gesetz geförderten Maßnahmen werden in Verantwortung der Zuwendungsgeber 
wissenschaftlich begleitet und evaluiert. Dabei sollen insbesondere die Umsetzung sowie die Wirksamkeit und 
Nachhaltigkeit der Maßnahmen untersucht werden.“ 

Wir bitten um Ergänzung in Absatz 1, Satz 1: 
„(1) Die nach diesem Gesetz geförderten Maßnahmen werden in Verantwortung der Zuwendungsgeber 
unabhängig wissenschaftlich begleitet und evaluiert.“ 
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Zur Begründung  

- A. Allgemeiner Teil 

„I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Unter anderem Antisemitismus, Antiziganismus, islamistischer Extremismus, Queerfeindlichkeit, Ideologien 
gegen Geschlechtergerechtigkeit, Sexismus, Ableismus, Islam- und Muslimfeindlichkeit, Linksextremismus, 
Rassismus und damit zusammenhängende Diskriminierung, Hass im Netz, Rechtsextremismus sowie die 
gegen das Grundgesetz gerichtete Delegitimierung des Staates zeigen die Vielzahl demokratie- und 
menschenfeindlicher Phänomene auf.“ 

Wir regen folgende Ergänzung an (Unterstreichungen im Text):  
„Unter anderem Antisemitismus, Antiziganismus, islamistischer Extremismus, Queerfeindlichkeit, Ideologien 
gegen Geschlechtergerechtigkeit, Sexismus, Ableismus, Islam- und Muslimfeindlichkeit, Linksextremismus, 
Rassismus und damit zusammenhängende Diskriminierung, Sozialdarwinismus, Klassismus, […].“ 

Erläuterung: Sozialdarwinismus ist ein elementares Merkmal der rechtsextremistischen Ideologie und kann 
besonders im Sport anschlussfähig wirken (cf. Andreas Zick / Beate Küpper. Die geforderte Mitte, 2021.).  

Klassismus ist eine Diskriminierungsform, die wenig im öffentlichen Fokus steht, aber echter Teilhabe als 
wichtiges Prinzip des organisierten Sportes entgegensteht. 

 

„Die Regelungen des Gesetzes zielen daher darauf ab, die weitere Verbreitung solcher Phänomene und 
extremistischer Tendenzen frühzeitig zu verhindern, Radikalisierungsprozesse rechtzeitig zu unterbrechen 
und damit einhergehend das Bewusstsein für demokratische Werte und demokratische Kultur sowie den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt nachhaltig zu fördern und zu stärken.“ 

Wir regen folgende Streichung an: damit einhergehend 
 
Erläuterung: Das Bewusstsein für demokratische Werte, demokratische Kultur und gesellschaftlicher 
Zusammenhalt ist als Grundaufgabe des Staates zu fördern und zu stärken, unabhängig von Extremismus- 
und Radikalisierungsprävention. 

  

https://www.fes.de/referat-demokratie-gesellschaft-und-innovation/gegen-rechtsextremismus/mitte-studie-2021
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„II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

- die Beschreibung der Aufgaben zur Stärkung der Demokratie, zur Förderung der politischen Bildung und der 
Prävention jeglicher Form von Extremismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sowie zur 
Gestaltung von gesellschaftlicher Vielfalt und Teilhabe unter anderem durch Aufklärung, Information, 
Gegenargumentation, Dekonstruktion sowie Empowerment und Unterstützung Betroffener.“ 

Wir regen auf Grund der Struktur sowie des Selbstverständnisses des vereins- und verbandsorganisierten 
Sportes folgende Ergänzung an (Unterstreichung im Text):  
„- die Beschreibung der Aufgaben zur Stärkung der Demokratie, der Demokratiebildung, […]“ 

 
„VI. Gesetzesfolgen 

Die gesetzliche Verankerung gewährleistet die dringend notwendige Verbesserung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen und die damit verbundene nachhaltige Absicherung der Maßnahmen im Bereich der 
Demokratieförderung und Extremismusprävention. Damit geht ein Zuwachs an Planungssicherheit für den 
Bund und die Zivilgesellschaft einher.“ 

Wir regen folgende Ergänzung an (Unterstreichung im Text):  
„Die gesetzliche Verankerung gewährleistet die dringend notwendige Verbesserung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen und die damit verbundene nachhaltige Absicherung der Maßnahmen im Bereich der 
Demokratieförderung, Demokratiebildung, Vielfaltsgestaltung, der politischen Bildung und 
Extremismusprävention.“ 

Erläuterung: Mit der Ergänzung wurde die Aufzählung der Bereiche der Demokratieförderung 
vervollständigt. 

 
„VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung ist nicht vorgesehen, da eine Notwendigkeit der Regelungen auch in Zukunft zu erwarten ist. 
Prävention muss dauerhaft erfolgen, um nachhaltig Wirkung entfalten zu können.“ 

Wir regen folgende Ergänzung an (Unterstreichung im Text):  
„Prävention und Engagement für die Demokratie muss dauerhaft erfolgen, um nachhaltig Wirkung entfalten 
zu können.“ 

Erläuterung: Der gemeinnützige organisierte Sport agiert in seiner demokratiefördernden Arbeit weitgehend 
unabhängig von einer etwaigen Gefahrenabwehr, sondern im Sinne einer kritischen Zivilgesellschaft und 
gemeinnützigen Organisationsstruktur. Demokratiebildung, Demokratieförderung, politische Bildung und 
Vielfaltsgestaltung sollte sich somit nicht zwingend als Prävention verstehen. 
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Zur Begründung  

- B. Besonderer Teil 

„Zu § 1 Absatz 3 

Der Anwendungsbereich dieses Gesetzes wird durch diese Regelung ausdrücklich zu sicherheitsbehördlichen 
Maßnahmen (Nummer 1) sowie zu Gefahrenabwehr- und Repressivmaßnahmen (Nummer 2) abgegrenzt. Bei 
der Tätigkeit des Bundes und der der zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure, die sich für Demokratie, 
gegen jede Form von Extremismus, für die Gestaltung von gesellschaftlicher Vielfalt und Teilhabe sowie im 
Rahmen der politischen Bildung engagieren, handelt es sich um eine solche, die gerade vor einer etwaigen 
Gefahrenabwehr anzusiedeln ist. Im Bereich der Gefahrenabwehr handeln Polizei und Verfassungsschutz. Die 
Maßnahmen nach diesem Gesetz bewegen sich demgegenüber vor allem im Feld der Aufklärung, 
Information, Gegenargumentation, Dekonstruktion sowie Empowerment und Unterstützung Betroffener.“ 

Wir regen auf Grund der Struktur sowie des Selbstverständnisses des vereins- und verbandsorganisierten 
Sportes folgende Ergänzungen an:  
„Bei der Tätigkeit des Bundes und der der zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure, die sich für 
Demokratie, gegen jede Form von Extremismus, für die Gestaltung von gesellschaftlicher Vielfalt und 
Teilhabe sowie im Rahmen der politischen Bildung engagieren, handelt es sich um eine solche, die gerade 
vor oder unabhängig von einer etwaigen Gefahrenabwehr anzusiedeln ist. Im Bereich der Gefahrenabwehr 
handeln Polizei und Verfassungsschutz. Die Maßnahmen nach diesem Gesetz bewegen sich demgegenüber 
vor allem im Feld der Aufklärung, Information, Demokratiebildung, Gegenargumentation, Dekonstruktion 
sowie Empowerment und Unterstützung Betroffener.“ 
 
Erläuterung: Der gemeinnützige organisierte Sport agiert in seiner demokratiefördernden Arbeit weitgehend 
unabhängig von einer etwaigen Gefahrenabwehr, sondern im Sinne einer kritischen Zivilgesellschaft und 
gemeinnützigen Organisationsstruktur. Demokratiebildung sollte sich nicht zwingend als Prävention 
verstehen, sondern gerade in der Kinder- und Jugendarbeit im Sport als demokratischer Ermöglichungs- und 
Kommunikationsraum im Sinne einer Demokratiebildung. 

 
„Zu § 2 Nummer 2 

Demokratische Teilhabe im Sinne des Gesetzes setzt das Verständnis der zugrundeliegenden politischen 
Sachverhalte ebenso voraus, wie das der Grundprinzipien einer modernen, offenen Gesellschaft, der pluralen 
Demokratie sowie der freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Die Förderung von Maßnahmen der 
politischen Bildung sind geeignet, die Bereitschaft und die notwendigen Kompetenzen zur politischen 
Mitwirkung zu stärken.“ 

Entsprechend des oben genannten Änderungsvorschlags zu § 2 Nummer 2 bitten wir hier um Ergänzung 
(Unterstreichung im Text):  
„Die Förderung von Maßnahmen der politischen Bildung sind geeignet, die Bereitschaft und die notwendigen 
Kompetenzen zur politischen Mitwirkung, auch durch die demokratiebildenden Prozesse in den Strukturen 
der Zivilgesellschaft, zu stärken.“  
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„Zu § 4 Absatz 3 

Die zuständigen obersten Bundesbehörden erlassen Richtlinien, die die näheren Einzelheiten der Förderung 
regeln (Förderrichtlinien). Förderrichtlinien sollen ein einheitliches Verwaltungshandeln für eine Vielzahl von 
Förderfällen sicherstellen. Sie sollen Ausführungen zur Förderung enthalten. Zudem sollen in den 
Förderrichtlinien die Ziele hinreichend bestimmt werden. Bei der Erarbeitung der Förderrichtlinien soll die 
Expertise aus der Zivilgesellschaft eingebunden werden. In welcher Form die Beteiligung der Zivilgesellschaft 
jeweils erfolgt, wird nicht vorgegeben, um der Verwaltung und der Zivilgesellschaft die entsprechende 
Flexibilität zu belassen. Aufgrund der Vielseitigkeit der Fördertätigkeit des Bundes und der Bandbreite 
denkbarer Beteiligungsformen wird ermöglicht, dass in auf den Einzelfall bezogener geeigneter Form auf die 
Expertise der Zivilgesellschaft zurückgegriffen werden kann.“ 

Entsprechend des oben genannten Änderungsvorschlages zu § 4 regen wir folgende Ergänzungen der 
Erläuterung auf Grund der Änderung von Absatz 3 sowie des Hinzufügens eines Absatzes 4 an: 
„Bei der Erarbeitung der Förderrichtlinien wird die Expertise aus der Zivilgesellschaft eingebunden.“ 
„(4) Bei der Entwicklung der Förderrichtlinien werden Strukturen und Eigenlogiken von Zivilgesellschaft im 
Sinne von Autonomie und Subsidiaritätsprinzip respektiert.“ 
 
Erläuterung: Nur mit der zwingenden Einbindung der Zivilgesellschaft in die Erarbeitung der Förderrichtlinien 
wird sichergestellt, dass diese sowohl für Organisationen der Zivilgesellschaft erfüllbar sind, wie auch die 
Eigenlogiken der Zivilgesellschaft respektieren und die Integrität der Sportorganisationen wahren. 

 
„Zu § 5 Absatz 2 

Zur Gewährleistung einer den Grundsätzen dieses Gesetzes entsprechenden Arbeit der zivilgesellschaftlichen 
Akteurinnen und Akteure ist es notwendig, dass diese bestimmte rechtsstaatliche Voraussetzungen erfüllen 
und über die nötige persönliche und finanzielle Zuverlässigkeit verfügen. Dies soll sicherstellen, dass einerseits 
die zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit 
leisten und andererseits auch die zweckentsprechende Verwendung der Bundesmittel gesichert ist. Die 
weiteren Fördervoraussetzungen ergeben sich aus der Bundeshaushaltsordnung, den 
Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsordnung sowie aus den jeweiligen Förderrichtlinien. Bei 
Nichteinhaltung ist die Zuwendung im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zurückzufordern.“ 

Wir regen folgende Ergänzung an (Unterstreichung im Text):  
„Die weiteren Fördervoraussetzungen ergeben sich aus der Bundeshaushaltsordnung, den 
Verwaltungsvorschriften zur Bundeshaushaltsordnung sowie aus den jeweiligen Förderrichtlinien. 
Eigenlogiken und Autonomie von Zivilgesellschaft werden dabei anerkannt und respektiert. …“ 

Erläuterung: Bei der weiteren Fördervoraussetzungen werden Strukturen und Eigenlogiken von 
Zivilgesellschaft im Sinne von Autonomie und Subsidiaritätsprinzip respektiert, um die Integrität des 
organisierten Sportes zu wahren.  
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„Zu Nummer 2 

Die Fördermittelempfänger müssen im Sinne der §§ 51 ff. Abgabenordnung als steuerbegünstigt anerkannt 
sein. Sollte eine Anerkennung der Steuerbegünstigung zum Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht vorliegen, 
ist bis zur Erlangung der Steuerbegünstigung den Nachweis der Stellung eines erfolgsversprechenden Antrags 
auf Anerkennung der Steuerbegünstigung zu erbringen oder darzulegen, dass der Gesellschaftsvertrag oder 
die Satzung grundsätzlich mit den Anforderungen der Steuerbegünstigung vereinbar sind.“ 

Wir regen folgende Ergänzung an (Unterstreichung im Text):  
„Sollte eine Anerkennung der Steuerbegünstigung zum Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht vorliegen, 
ist bis zur Erlangung der Steuerbegünstigung den Nachweis der Stellung eines erfolgsversprechenden 
Antrags auf Anerkennung der Steuerbegünstigung zu erbringen oder darzulegen, dass der 
Gesellschaftsvertrag oder die Satzung grundsätzlich mit den Anforderungen der Steuerbegünstigung 
vereinbar sind. Umgekehrt darf eine Förderung nicht die Anerkennung von Steuerbegünstigungen nach der 
Abgabenordnung gefährden, wenn die Maßnahmen dem Sinne des Satzungszweckes entsprechen.“ 

Erläuterung: Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit ist ein Grundpfeiler des organisierten Sportes. Einsatz 
für die und Förderung der Demokratie durch Maßnahmen der Vielfaltsgestaltung, Demokratieförderung und 
-bildung, politischen Bildung und Extremismusprävention darf die Anerkennung von Steuervergünstigungen 
nicht gefährden. 

 
„Zu § 8 

Die wissenschaftliche Begleitung soll die nach diesem Gesetz geförderten Maßnahmen untersuchen, fachlich 
einordnen und diese nach wissenschaftlichen Kriterien und Verfahrensweisen bewerten. Hierbei sollen 
insbesondere die Umsetzung sowie die Wirksamkeit und Nachhaltigkeit der Maßnahmen untersucht werden, 
um die Leistungen, Erträge und Erkenntnisse zu sichern und Einblicke in die Prozesse der Entstehung dieser 
Ergebnisse zu erhalten.“ 

Wir regen folgende Ergänzung an (Unterstreichung im Text): 
„Die wissenschaftliche Begleitung soll die nach diesem Gesetz geförderten Maßnahmen unabhängig 
untersuchen, fachlich einordnen und diese nach wissenschaftlichen Kriterien und Verfahrensweisen 
bewerten.“ 

Erläuterung: Die wissenschaftliche Begleitung ist ein elementarer Bestandteil der Sicherung von Wirksamkeit 
eines Programmes. Dabei sollten die Maßnahmen im Sinne der Autonomie der Zivilgesellschaft 
wissenschaftlich unabhängig und im Sinne des Programms untersucht werden. 
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Zu A. Problem und Ziel 

„Die Verbreitung von Verschwörungsideologien, eine sich zunehmend radikalisierende Szene etwa vor dem 
Hintergrund der öffentlichen Coronamaßnahmen, die neue Bündnisse zwischen verschiedenen radikalisierten 
Milieus schafft, aber auch Hass und Hetze im Internet sowie multiple Diskriminierungen und Bedrohungen 
nehmen immer weiter zu.“ 

Wir regen an, auch das durch rechtsextreme Gruppen formulierte Ziel der Unterwanderung der 
Zivilgesellschaft als einen Angriff auf das demokratische System aufzunehmen. 

 
 

Die Deutsche Sportjugend und der Deutsche Olympische Sportbund stehen für den weiteren Fachaustausch 
zur Verfügung und bitten um weitere Einbeziehung. 

 

Frankfurt am Main, 2. November 2022 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
i  Dies bestätigt der 16. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung (2021). 
ii Das Netzwerk „Sport & Politik für Fairness, Respekt und Menschenwürde“ hat im März 2022 in einem Policy Paper Impulse für die Aufstellung eines 

Bundesprogramms gegen Rechtsextremismus im Sport skizziert und Unterstützung bei Erarbeitung und Umsetzung des Programms angeboten 
(Kontakt: sportundpolitik@dsj.de). 


